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„Den Frieden sichern - Aufgaben
der Bundeswehr heute und morgen"

Volker Ruhe

50 Jahre nach Kriegsende mahnen uns
die Gedenktage an die Lehren der Ge-
schichte: Von Deutschland darf nie
wieder Krieg ausgehen. Aggressoren
dürfen keinen Erfolg haben. Nie wieder
darf extremistische Verblendung Ein-
fluß auf die Politik gewinnen. Das
Recht des Stärkeren muß durch die
Stärke des Rechts ersetzt werden.

Oberste Maxime und Maßstab jeder
Politik ist Frieden in Freiheit. Er entsteht,
wenn die Würde des Menschen ge-
nutzt ist, Recht und Gerechtigkeit

herrschen, Toleranz und praktische So-
lidarität geübt und die Natur als Schöp-
fung bewahrt werden. Den Frieden in
Freiheit zu sichern, ist und bleibt die
zentrale Aufgabe der Bundeswehr -
heute und morgen. Gemeinsam mit den
alliierten Streitkräften hat die Bundes-
wehr nach dem Zweiten Weltkrieg die
längste Friedensperiode in unserer Ge-
schichte gesichert. Gleichwohl war un-
ser sicherheitspolitisches Denken fast
ausschließlich auf die Abschreckung ei-
ner klaren, aber doch eindimensionalen
Bedrohung aus dem Osten gerichtet.
Heute hat sich die internationale Lage
fundamental geändert. Deutschlands
Sicherheit hat sich unvergleichlich ver-
u'essert. Wir sind nur noch von Freun-
..en und Partnern umgeben; eine exi-
stentielle militärische Bedrohung gibt es
heute nicht mehr. Die Chancen, ein ei-

niges, friedliches Europa zu bauen, sind
so groß wie noch nie in der Geschichte.
Heute ist die Europäische Union ein Sta-
bilitätsraum, der in der Geschichte ohne
Beispiel ist. Die Integration Europas ist
der erfolgreichste Versuch, jahrhunder-
telang rivalisierenden Nationen Frieden
zu stiften.

Europa ist aber keine Insel des Friedens
in einer krisengeschüttelten Welt. Die
neuen Risiken haben eine enorme Kom-
plexität und Dynamik. Der Krieg in Bos-
nien, in unserer unmittelbaren Nach-
barschaft, ist ein besonders erschüt-
terndes Beispiel für die Gefahren, die
von regionalen Konflikten ausgehen,
für die Schwierigkeiten, einmal ent-
hemmte Gewaltzu bändigen und politi-
sche Lösungen für eine allseits akzep-
tierte Friedensordnung zu finden und
durchzusetzen. Dieser und andere Kon-
fliktherde in Europa und in der Welt ma-
chen uns aber auch unsere Verantwor-
tung bewußt. Außen- und Sicherheits-
politik muß Krisen und Konflikten vor-
beugen oder am Ort ihres Entstehens
eindämmen, bevor sie gewaltsam eska-
lieren. Die grenzenüberschreitenden
Gefahren Kriminalität, Flüchtungsbe-
wegungen, Waffenschmuggel, Terror
zeigen: Frieden und Sicherheit schafft
kein Staat mehr allein. Europa muß wei-
terentwickelt werden zu einer echten
politischen Union. Zu einer gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik gibt
es keine Alternative.

Junge Demokratie
im Osten festigen

Was wir im Westen an Stabilität ge-
wonnen haben, muß bewahrt und ent-
wickelt, aber auch mit unseren östlichen
Nachbarn geteilt werden. Sie prägen
ebenso wie Frankreich, Italien und wir
den mitteleuropäischen Kulturraum
und wollen zu Recht ein für allemal zur
Familie der westlichen Demokratien
gehören. Es ist unsere historisch-morali-
sche Pflicht ebenso wie unser eigenes
Interesse, ihnen den Weg in die Nordat-
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Einsatz für den Frieden

lantische Allianz und Europäische Union
zu ebnen. Wirwollen diejungen Demo-
kratien im Osten festigen und stärken;
wir wollen dem freien Willen der Völker,
einem Bündnis souveräner Nationen
beizutreten, gerecht werden. Wir wol-
len gleichzeitig eine umfassende Part-
nerschaft zu Rußland entwickeln. Frie-
den und Stabilität in Europa gibt es nur
mit und nicht gegen Rußland. Ein fried-
liches und reformorientiertes Rußland
ist entscheidend für die europäische Si-
cherheit. Ein Partner für den Frieden
kann Rußland aber nur sein, wenn es
unwiderruflich auf Gewaltaktionen ge-
genüber anderen Republiken verzichtet
und den Krieg in Tschetschenien been-
det.

Und schließlich müssen die Europäerdie
Bindung zu Amerika auf eine neue
Grundlage zu stellen - politisch, wirt-
schaftlich und in Fragen der Sicherheit.
Seit 50 Jahren gibt die amerikanische
Präsenz den Europäern Rückhalt und
Stabilität. Nur die beiden großen Zonen
von Demokratie und Wohlstand zusam-
men sind in der Lage, die vielfältigen
Herausforderungen im Osten und Sü-
den zu meistern. Europa muß mehr Ver-
antwortung übernehmen und gleichbe-
rechtigter Partner sein.

Aufgaben der Bundeswehr

Im Zentrum Europas trägt Deutschland
maßgeblich Verantwortung für die Sta-
bilität des Kontinents. Gemeinsame Si-
cherheit, partnerschaftliche Kooperati-
on, kollektive Krisenbewältigung und
Stabilitätstransfer sind grundlegende si-
cherheitspolitische Interessen unseres
Landes - in der Europäischen Union, der
Nordatlantischen Allianz, in der Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa und in den Vereinten Na-
tionen.

Die Bundeswehr ist ein Instrument die-
ser Politik von vielen. Der Schutz
Deutschlands und seiner Bürger und der
freiheitlichen Rechtsordnung ist der sitt-
liche Gehalt militärischer Verteidigung
und des Auftrags der Bundeswehr. Si-
cherheitsvorsorge beschränkt sich aber
nicht allein auf direkte Landesverteidi-
gung. Neben ihrem originären Verteidi-

gungsauftrag haben Streitkräfte weite-
re Funktionen. Militärische Gewalt al-
lein kann zwar keinen dauerhaften Frie-
den schaffen; wenn aber die politischen
Mittel erschöpft sind, können Streitkräf-
te den Ausbruch rechtswidriger Gewalt
und Aggression verhindern, wenigstens

Charta der Vereinten Nationen
vom 26. Juni 1945

Ziele und Grundsätze
Artikel 1

Die Vereinten Nationen setzen sich
folgende Ziele:
1. den Weltfrieden und die internatio-
nale Sicherheit zu wahren und zu die-
sem Zweck wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu treffen, um Bedro-
hungen des Friedens zu verhüten und
zu beseitigen, Angriffshandlungen
und andere Friedensbrüche zu unter-
drücken und internationale Streitig-
keiten oder Situationen, die zu einem
Friedensbruch führen könnten, durch
friedliche Mittel nach den Grundsät-
zen der Gerechtigkeit und des Völker-
rechts zu bereinigen oder beizulegen;
2. freundschaftliche, auf der Achtung
vor dem Grundsatz der Gleichberech-
tigung und Selbstbestimmung der
Völker beruhende Beziehungen zwi-
schen den Nationen zu entwickeln
und andere geeignete Maßnahmen
zur Festigung des Weltfriedens zu
treffen;
3. eine internationale Zusammenar-
beit herbeizuführen, um internationa-
le Probleme wirtschaftlicher, sozialer,
kultureller und humanitärer Art zu
lösen und die Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfreiheiten für
alle ohne Unterschied der Rasse, des
Geschlechts, der Sprache oder der
Religion zu fördern und zu festigen;
4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die
Bemühungen der Nationen zur Ver-
wirklichung dieser gemeinsamen Zie-
le aufeinander abgestimmt werden.

eindämmen und den Weg zu politi-
schen Lösungen offenhalten. Das heißt

nicht, daß die Bundeswehr an jeden Kri-
senort dieser Erde geschickt würde. Je-
der Einzelfall wird an unseren Grund-
werten und unseren Interessen gemes-

sen, im Bewußtsein unserer Verantwo^ **•
tung abgewogen, im Lichte unserer
Möglichkeiten und mit Blick auf die Risi-
ken und die möglichen Folgen entschie-
den. Wir müssen aber grundsätzlich wie
alle anderen Verbündeten zu unseren
Pflichten stehen. Wir können und müs-
sen heute die Solidarität zurückgeben,
die wir von unseren Partnern und
Freunden jahrzehntelang erhalten ha-
ben.

Die Bundeswehr bewährt sich seit lan-
gem in internationalen Friedensmissio-
nen. Die Transportflieger der Luftwaffe
haben mit Hilfsflügen für Sarajewo und
den nächtlichen Versorgungsflügen Tag
für Tag hunderttausenden notleiden-
den Menschen geholfen. Schiffe ur
Flugzeuge unserer Marine in der Adria,
die Heeresflieger und Transportflieger
der Luftwaffe im Irak, die Militärbeob-
achter und Sanitätssoldaten in Georgien
- sie alle unterstützen die Vereinten Na-
tionen darin, die Chancen für den Frie-
den in der Welt zu verbessern und vor
allem den Menschen zu helfen.

Die Bundeswehr wird jetzt weiter auf ih-
re künftigen Aufgaben vorbereitet.
Noch immer ist sie auf den heute gott-
lob unwahrscheinlichsten Fall, die große
Aggression, am besten, auf die wahr-
scheinlichsten Aufgaben der internatio-
nalen Krisenvorsorge aber am wenig-
sten gut vorbereitet. Die Bundeswehr,
die jetzt entsteht, erhält ein neues Ge-
sicht. Die veränderte internationale L
ge - mehr Sicherheit für unser Land,
aber auch mehr Instabilität um uns her-
um - ist die Grundlage für ihren Auftrag
und ihre Strukturen. Der größere Teil
wird aus mobilmachungsabhängigen
Hauptverteidigungskräften bestehen,
ergänzt durch zahlenmäßig begrenzte,
ständig verfügbare und schnell einsatz-
bare Krisenreaktionskräfte.

Die Bundeswehr bleibt Wehrpflichtar-
mee. Die Allgemeine Wehrpflicht ver-
ankert die Streitkräfte in Staat und Ge-
sellschaft. Frieden, Freiheit und Landes-
verteidigung sind Angelegenheit jedes
Bürgers. Acht Millionen Männer und
Frauen haben in den 40 Jahren ihres Be-
stehens in unserer Bundeswehr gedient
Inzwischen haben auch knapp 200.OOv.
junge Männer aus den neuen Bundes-
ländern Dienst geleistet. Die Bundes-
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Einsatz für den Frieden

Svehr trägt Tag für Tag zur Festigung der
inneren Einheit Deutschlands bei. Sie
hat Menschen zusammengeführt, die
einmal Gegner waren und heute dem
gleichen Ziel dienen. Die Armee der Ein-
heit ist eine Gemeinschaftsleistung oh-
ne Beispiel in der deutschen Militärge-
schichte, die zu Recht im In- und Aus-
land hoch gewürdigt wird. Sie prägt
auch die künftigen Strukturen der Bun-
deswehr. Erstmals werden Verbände
aus Ost und West unter einem Kom-
mando zusammengefaßt; geführt wird
vom Osten aus. Krisenreaktions- und
Hauptverteidigungskräfte wird es in
ganz Deutschland geben.

Brücken der Verständigung

Die Bundeswehr nimmt aktiv teil an der
wachsenden Kooperation in Europa. Sie
vertieftdie Integration mit den Bündnis-

streitkräften in multinationalen Verbän-
den. Solche Strukturen machen zugleich
für alle deutlich, daß Deutschland mi-
litärisch nicht allein handeln wird. In
Kürze wird das Deutsch-Niederländische
Korps in Münster in Dienst gestellt, das
die Reihe der multi-
nationalen Korps -
vom Eurokorps bis
zu den beiden
Deutsch-Amerikani-
schen Korps - er-
gänzt. Die Nieder-
länder werden dann
alle ihre aktiven Hee-
resverbände von
Deutschland aus führen. Das zeigt, wie-
viel Vertrauen unser Nachbar in die Zu-
sammenarbeit mit der Bundeswehr
setzt. Die Integration im Westen wird
ergänzt durch weitgefächerte prakti-
sche Zusammenarbeit mit unseren östli-
chen Nachbarn. Allein mit Polen haben
wir ein Kooperationsprogramm mit

über 80 gemeinsamen Vorhaben. Ähn-
lich intensiv ist die Zusammenarbeit mit
der tschechischen Armee.

50 Jahre nach Ende des Zweiten Welt-
krieges ist das von besonderer Symbolk-

raft und Reichweite. Die Zusammenar-
beit der Soldaten wächst zum tragen-
den Pfeiler für die Brücken der Verstän-
digung zwischen den Völkern. •

Anm.:
Volker Ruhe ist Bundesminister

der Verteidigung

Zivildienst - ein Beitrag
zum sozialen Frieden

setz verankert haben. Mit enormen En-
gagement traten diese ersten Zivil-
dienstleistenden für ihre Grundüber-
zeugung ein. Sie wollten keine Drücke-
berger sein und sie waren es nicht. Sie
haben sich durch Leistung Anerken-
nungverschafft.

Dieter Hackler

Vom Ersatzdienst zum Zivildienst

Als 1961 die ersten 340 Kriegsdienst-
verweigerer den damals 12 Monate
dauernden Ersatzdienst antraten, ahnte
wohl keiner zu welchem gesellschafts-
politisch bedeutsamen Faktor sich die-
ser Ersatzdienst in der Bundesrepublik
Deutschland entwickeln könnte. 1995
werden voraussichtlich 124.000 junge
Männer im Jahresdurchschnitt ihren Zi-
vildienst ableisten. Überwiegend findet
dieser Zivildienst im sozialen Bereich
statt und ist Dienst am Menschen. Über
50 % derZivildienstleistenden absolvie-
ren ihren Dienst in stationären Einrich-
'•mgen im Bereich von Pflege und Be-
,/euung. Gut 10 % der Zivildienstlei-
stenden arbeiten im Mobilen Sozialen
Hilfsdienst, 15 % in Behindertenwerk-

stätten, 8 % im Rettungsdienst und 5 %
im Umwelt- und Naturschutz. 5 % der
Zivildienstleistenden arbeiten in der in-
dividuellen Schwerstbehindertenbe-
treuung. Noch nie zuvor haben so viele
junge Männer in sozialen Einrichtungen
Erfahrungen für ihr persönliches Leben
gesammelt wie in den vergangenen drei
Jahren, in denen immer über 100.000
Zivildienstleistende im Dienst gewesen
sind. Aber sie sammeln nicht nur Erfah-
rungen, sondern entlasten das oft über-
lastete hauptamtliche Fachpersonal.

Die hohen Zahlen derZivildienstleisten-
den stehen für einen gewaltigen Wan-
del in den fast 35 Jahren des Zivildien-
stes. Natürlich waren es Anfang der
60iger Jahre ausschließlich kirchlich -
pazifistisch geprägte junge Männer, die
sich auf das Grundrecht der Kriegs-
dienstverweigerung aus Gewissens-
gründen beriefen, das die Väter unserer
Verfassung von Anfang an im Grundge-

Die Kirchen unterstützen
Kriegsdienstverweigerer

Die Unterstützung beider Kirchen für
diese ersten Ersatzdienstleistenden war
daher sachlich verständlich und gebo-
ten. Sie haben den Zivildienst immer als
sozialen Friedensdienst verstanden und
gewertet. Dabei ging es beiden Kirchen
um das Ernstnehmen der Gewissensent-
scheidung der jungen Männer, die für
sich reklamieren, den Dienst mit Waffe
nicht leisten zu können. Die Folge da-
von war, daß diesen jungen Männern
auch die Möglichkeit gegeben werden
mußte, einen sinnvollen Zivildienst ab-
leisten zu können. Beide Kirchen beauf-
tragten ihre Wohlfahrtsverbände daher,
ein großes Angebot an Zivildienstplät-
zen zu errichten. Selbstverständlich war
und ist es beiden Verbänden auch, für
eine angemessene Einführung und Be-
gleitung der Zivildienstleistenden zu
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sorgen. Zivildienstleistende sollen im so-
zialen Bereich arbeiten aber auch ler-
nen. Sie sollen den ganzheitlichen An-
satz christlicher Pflege und Sozialarbeit
kennenlernen und zugleich Verständnis
gewinnen für die Menschen, denen sie
helfen sollen.

Kriegsdienstverweigerer waren und
sind keine Drückeberger

Trotz der Unterstützung beider Kirchen
und trotz der großen Leistungen der
einzelnen Zivildienstleistenden hing den
Kriegsdienstverweigerern das Image
des Drückebergers bis Anfang der
SOiger Jahre an. Sie galten sogar als
Gegner unseres Staates. Sicher hing dies
mit dem Verfahren der Anerkennung
der Kriegsdienstverweigerer aus Gewis-
sensgründen bei den Ausschüssen und
Kammern der Kreiswehrersatzämter
und den langwierigen Verwaltungsge-
richtsverfahren zusammen. Viele
Kriegsdienstverweigerer wurden wie-
derum durch kirchliche Beratungsgrup-
pen auf die zum Teil harten Verhand-
lungen vorbereitet. Viele Kriegsdienst-
verweigerer fühlten sich als Bürger
zweiter Klasse. Die theoretische Über-
prüfung eines Gewissens ist unmöglich.
Dank der Neuregelung des KDV-An-
tragsverfahrens unter dem damaligen
Jugendminister Heiner Geißler 1983
konnte diese von vielen als unwürdig er-
lebte Gewissensprüfung endlich und
endgültig abgeschafft werden. Seit die-
ser Zeit steht in der öffentlichen Beurtei-
lung der Zivildienstleistenden ihr Enga-
gement im Vordergrund. Das Image des
Zivildienstes könnte heute kaum besser
sein.

Zivildienst ist keine Alternative zum
Wehrdienst, aber eine gute Ausnahme

Dadurch ist öffentlich leider in den Hin-
tergrund getreten, daß der Zivildienst
nicht die Alternative zum Wehrdienst
ist. Unser Grundgesetz kennt die allge-
meine Wehrpflicht aber keineswegs die
allgemeine Dienstpflicht. Von jedem
jungen Mann, der wehrdienstfähig ist,
wird erwartet, daß er seinen Grund-
wehrdienst in der Bundeswehr absol-

viert und so am Verteidigungsauftrag
der Bundesrepublik Deutschland
höchstpersönlich partizipiert. Nur derje-
nige, der den Dienst mit der Waffe mit
seinem Gewissen nicht vereinbaren
kann, kann sich zurecht auf das Grund-
recht Artikel 4 Abs. 3 CG berufen und
als Kriegsdienstverweigerer aus Gewis-
sensgründen anerkannt werden. Zivil-
dienst ist also die Ausnahme. Wehr-
dienst die Regel. Insofern ist es auch
verständlich, daß es für den Zivildienst
kein Staatsziel gibt. Der Staat sorgt le-
diglich dafür, daß anerkannte Kriegs-
dienstverweigerer anstelle des Wehr-
dienstes einen Ersatzdienst/Zivildienst
leisten. Dies soll ein Dienst sein, der dem
Allgemeinwohl zu gute kommt.

Zivildienst und Arbeitsmarkt

Dabei muß berücksichtigt werden, daß
durch den Einsatz Zivildienstleistender
kein Arbeitsplatz verloren geht. Wenn
hier von der Zivildienstverwaltung auch
immer eine Gradwanderung erwartet
wird, so wird man festhalten können,
daß durch den Zivildienst keine Arbeits-
plätze verloren gegangen sind, sondern
daß in vielen Bereichen junge Männer
aufgrund ihres Zivildienstes einen Ar-
beitsplatz im Sozialbereich angestrebt
haben und damit für den Sozialbereich
gewonnen werden konnten. Anderer-
seits hat der Zivildienst mit dazu beige-
tragen, daß unsere Gesellschaft kaum
bemerkt hat, daß der von vielen beklag-
te Pflegenotstand fast ausschließlich ei-
nen Mangel an Fachkräften zur Ursache
hat. Der Zivildienst hat diesen Fachkräf-
temangel gerade in stationären Einrich-
tungen der Altenpflege mit verdeckt.
Auch daß in den Einrichtungen die Zahl
der ehrenamtlichen Helfer zurückge-
gangen ist, kann mit dem Anwachsen
des Zivildienstes in Verbindung ge-
bracht werden.

Nicht nur die politischen Rahmenbedin-
gungen für den Zivildienst und das ge-
sellschaftliche Klima für den Zivildienst
haben sich in den vergangenen Jahren
verändert, sondern auch die jungen
Männer, die in den Zivildienst gelangen.
Während Anfang der 70iger Jahre ein
Zivildienstleistender im Durchschnitt
über 23 Jahre alt war, ist ein Zivildienst-

leistender heute gerade 20 Jahre alt.
Diese Verjüngung der Zivildienstleisten-
den ist vor allem auf das geänderte An-
erkennungsverfahren zurückzuführen.

Zivildienst und soziales Lernen

Aber auch im grundsätzlichen hat sich
die Sozialisation der Zivildienstleisten-
den im Jahre 1995 im Verhältnis zu Zivil-
dienstleistenden früherer Jahrzehnte
wesentlich verändert. Der Umgang mit
Krankheit, Sterben und Tod wird von
den heutigen jungen Männern vor dem
Zivildienst kaum oder gar nicht erlebt.
Die Klienten der stationären und ambu-
lanten Einrichtungen mit ihren Sorge
und Nöten werden zuvor kaum ge-
kannt. Die Rahmenbedingungen sozia-
ler Einrichtungen einschließlich ihrer Ar-
beitszeitregelungen sind für den jungen
Mann oft absolutes Neuland. Von daher
ist bei der Gestaltung des Zivildienstes in
den kommenden Jahren - auch ange-
sichts einer Verkürzung der Dienstzeit -
der Schwerpunkt der Arbeit auf Einwei-
sung, Einführung und Begleitung der Zi-
vildienstleistenden im sozialen Dienst zu
legen. Geschieht dies nicht, werden un-
sere jungen Männer vor allem psychisch
überfordert. Die Erfahrungen unserer
Zivildienstleistenden werfen die Frage
auf, was kann getan werden, damit un-
sere Jugend früher mit dem Ernstfall
„Leben" konfrontiert wird. Schule, El-
ternhaus, soziale Einrichtungen und k
gendarbeit sind hier gefordert, damit
soziales Lernen früher beginnt.

Eine allgemeine Dienstpflicht kann diese
Defizite nicht überwinden. Aber die Dis-
kussion darüber erübrigte sich endgül-
tig, wenn Jugendliche angeregt durch
das Vorbild von Eltern und Großeltern
rechtzeitig in die Verantwortung für
menschenwürdige Pflege und Betreu-
ung von Menschen eingeführt werden.
Dann leisteten neben unseren Zivil-
dienstleistenden auch einige 100.000
Ehrenamtliche einen sinnvollen und
freiwilligen Dienst für den sozialen Frie-
den. •

Anm
Dieter Hackler ist Bundesbeauftragtt.

für den Zivildienst und Mitglied des
EAK-Bundesvorstandes.
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„Täter des Friedens sein11

Christian Walther

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging ein
Ruf nach Frieden um die Welt. Die
Menschen waren der Leiden und des
Sterbens überdrüssig. Doch die Sehn-
sucht aller nach Frieden fand keine Er-
füllung. Kriege wurden wieder zur all-
täglichen Erscheinung. Heute, 50 Jahre

ich dem Ende des Zweiten Welt-
Kriegs, werden wir erneut daran erin-
nert, daß der damals gewonnenen Ein-
sicht, Kriege dürfen nicht mehr sein,
weil sie kein Mittel der Politik mehr
sein können, die Politik nur bedingt ge-
folgt ist. Zweifellos ist es ein Verdienst
von Christen, jene Einsicht und mit ihr
die Hoffnung weitergetragen zu haben,
daß Friede bei gutem Willen möglich
sein muß. Aber ihnen ist die Erfüllung
ihrer Hoffnung versagt geblieben.

Die leidige Tatsache, daß es in den letz-
ten fünf Jahrzehnten hunderte kriegeri-
scher Konflikte mit Opfern in Höhe von
mehreren Millionen vor allem unter der
Zivilbevölkerung gegeben hat, treibt

. immer wieder die alte Frage hervor,
oran es liegen mag, daß sich der gute

Wille, Frieden zu wahren und zu schaf-
fen, oft so wenig zeigen will. Gilt in die-
ser Beziehung möglicherweise immer
noch, worauf Plato bereits in seinem
Buch über den Staat hingewiesen hat,
daß politischer Eigennutz und Vorteil
verbieten, auf das Wohl anderer zu ach-
ten?

Wie immer man auf jene Frage antwor-
ten mag, unübersehbar ist das Dilem-
ma, vor dem die Menschheit steht: Das
Ideal einer Welt in Frieden entzieht sich
beharrlich seiner vollendeten Verwirkli-
chung. Wie aber sollen Christen mit ihm
umgehen? Diese Frage beherrscht die
Friedensdiskussion in den Kirchen. Soll
Tian vor ihr kapitulieren, indem man sei-
,ie Ohnmacht bekennt, das Dilemma
beheben zu können? Oder soll man ge-
sinnungspazifistische Grundeinstellun-

gen wecken, um damit wenigstens Ver-
weigerungshaltungen zu erzeugen, aus
denen heraus ein Widerstand gegen al-
les wachsen kann, was mit Rüstung, Mi-
litär und Verteidigungsbündnis zu tun
hat? Wenn Orientierung gefordert ist,
wird der Blick, wie könnte es anders
sein, auf die Bibel gelenkt. Welche Hil-
fen gibt sie dem Christen? Heute ist es
deutlich, daß sie dem Christen nicht rät,
abseits zu stehen, wenn es gilt, einen
Beitrag zur Beantwortung der großen
Lebensfragen unserer Zeit zu leisten.
Mit Blick auf die große Bedeutung, die
das Friedensthema besitzt, verlangt das
Gebot der Bergpredigt: Seid Täter des
Friedens!, im Alltag der Welt befolgt zu
werden. Aber ist damit auch schon ein
für allemal festgelegt, daß nur der
Wehrdienstverweigerer zu den Tätern
des Friedens gerechnet werden darf?
Man kann sich des Eindrucks nicht er-
wehren, daß die, welche so denken, es
sich zu leicht machen. Heute versteht
sich weithin der Soldat gleichfalls als
Hüter des Friedens. Blauhelm-Soldaten
riskieren für den Frieden sogar Gesund-
heit und Leben. Jedenfalls ist es keines-
wegs schon so klar, daß mit theologisch

noch so wortreich begründetem Gesin-
nungspazifismus oder Verantwortungs-
pazifismus jenes Grunddilemma beho-
ben werden kann.

Vor diesem Hintergrund gewinnen die
neutestamentlichen Aussagen zum
Frieden wegen ihres nüchternen Rea-
litätssinnes ihre unverwechselbare Be-
deutung. Sie verkünden den Frieden
nicht als ein Ideal, dessen Verwirkli-
chung in das Vermögen des Menschen
gestellt ist. Sie zeigen vielmehr auf, daß
es in der bestehenden Weltzeit über-
haupt keinen Zustand gibt, der als voll-
endeter Friede bezeichnet zu werden
verdient. Frieden gibt es danach nur in
relativer Gestalt, stets labil und darum
immer in der Gefahr, gestört und ver-
letzt zu werden. Auch den Tätern des
Friedens wird nirgendwo verheißen, auf
Erden Erfolg zu haben. Der Friede, den
das Neue Testament meint, weist auf
das kommende Gottesreich hin. Das
Gebot der Bergpredigt und die noch
nicht erfüllte Verheißung des Gottesrei-
ches müssen zusammengesehen wer-
den. Dann wird auch deutlich, daß die
Aufforderung, Täter des Friedens zu
sein, einen Modus beschreibt, sich auf
das kommende Reich Gottes vorzube-
reiten. In den Frieden Gottes durch
Christus hineingenommen zu sein,
heißt: ein „Sein in eschatologischer Be-
wegung" zu haben, wie es ein Exeget
unserer Tage sehr glücklich formuliert
hat.
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Es sind zwei Lehren, die sich jetzt ziehen
lassen:

1. Christen dürfen gar nicht damit rech-
nen, vordem Kommen des Gottesrei-
ches eine Welt in Frieden zu erleben.

2. Christen sind gehalten, nicht von der
Unmöglichkeit eines totalen Frie-
dens, sondern vom jeweils Möglichen
auszugehen, wenn es darum geht,
den Frieden zu wahren und zu för-
dern.

verbannt ist, steht keineswegs schon in
sicherer Aussicht. Angesichts dieser
Sachlage war es sicher ein Fehler, aus
der Idee des ewigen Friedens ein Ideal
zu machen, das durch menschliche An-
strengung, womöglich durch einen ein-
zigen revolutionären Akt verwirklicht
werden könnte.

Es gehört nun zu den eigentlich erstaun-
lichen Erscheinungen in der heutigen
Christenheit, daß man auf einflußreiche
Kreise stößt, die sich an solcher nüchter-

C$ hilft unendlich viel zum IT Hruflly

nicht auf den anderen zu warten, bit er KOI» 111% j

sondern auf ihn
Richard von Weizsäcker

Es gilt mit der wiederholten Forderung
des Apostels Paulus Ernst zu machen,
mit Nüchternheit und realistischer Ein-
schätzung des eigenen Vermögens sich
an die Lösung von Aufgaben zu ma-
chen, die im Alltag der Welt entstehen;
und diese Forderung erstreckt sich glei-
chermaßen auf die Friedensanstrengun-
gen der Christenheit.

Dazu will von einer anderen Seite her
auch der philosophische Gedanke vom
ewigen Frieden anleiten, den Immanuel
Kant so eindrücklich begründet und ver-
treten hat. Die Idee des ewigen Friedens
besagt, daß es vernünftig sei, den Frie-
den zu wahren und zu erhalten. In die-
sem Sinne bleibt sie zeitlos gültig. Im
Umkehrschluß heißt dies aber auch:
Kriege sind unvernünftig. Sie sind, wie
dies Karl Jaspers einmal ausgedrückt
hat, auch der größte Feind der Freiheit.
Aber daß der Zustand einmal eintreten
könnte, wo nur noch Vernunft in den
Beziehungen zwischen den Völkern
herrscht und alle Unvernunft, wie sie im
chauvinistischen Nationalismus oder im
Fundamentalismus der verschiedensten
Spielarten ihren Ausdruck findet, daraus

nen Einschätzung und der damit ver-
bundenen Selbstbescheidung stoßen.
Vielmehr erwarten sie, daß durch eine
revolutionäre Veränderung der politi-
schen und ökonomischen Verhältnisse
sich Krieg von der Erde verbannen und
damit die Alternative; Krieg oder Unter-
gang, zugunsten der Gleichung Friede
gleich Leben überwinden ließen. Wer
jedoch von einer revolutionären Verän-
derung spricht, muß mit der Möglich-
keit friedenstörender Gewalt rechnen.
Utopien, und die Vorstellung von der
Möglichkeit der Herbeiführung einer
Welt in Frieden durch revolutionäre
Veränderung ist eine solche, leiden,
auch wenn ihnen das Beiwort „real" zu-
gefügt wird, daran, daß sie nicht ohne
Brüche und Widersprüche in Handlun-
gen überführt werden können. Ja, die
Geschichte lehrt zudem, daß nicht sel-
ten das Gegenteil dessen erreicht wird,
was mit der Utopie eigentlich ange-
strebt werden sollte.

Versucht man sich biblische Sichtweisen
des Friedens zu verdeutlichen und sie zu
verstehen, stößt man auf die Verbin-
dung „Frieden und Versöhnung". Inder

politischen Alltagssprache ist Versöh-
nung ohnehin zu einem viel gebrauch-
ten Wort geworden. Doch was heißt
Versöhnung? Wenn dieser bedeu-
tungsvolle Begriff nicht zu einem bloßen
Schlagwort mit womöglich noch mora-
lisch - sentimentalem Einschlag degene-
rieren soll, dann tut es not, sich vor Au-
gen zu führen, was er wirklich beinhal-
tet.

Daß Gott den Menschen in Christus
Versöhnung zuteil werden läßt, heißt,

daß der Versöhnte in den Frie-
den Gottes aufgenommen
worden ist. Das ist aber nur die
eine Seite der Sache. Geht man
nämlich dem Sinngehalt des la-
teinischen Wortes für VersöP
nung, reconciliatio, nach, dann
wird deutlich, daß Versöhnung
als Wiederherstellung der Be-
ziehung Gottes zum Menschen
auch das Wiedereintreten in ein
gegenseitiges Beratungs- und
Verständigungsverhältnis unter
Freunden einschließt. Denn in
dem lateinischen Wort steckt
concilium, was Beratung heißt.
Der Gottlose wäre dann der

Mensch, der aus solch einer freund-
schaftlichen Beratung mit Gott ausge-
schlossen ist.

Wie aber kann das, was mit der Versöh-
nung prozeßhaft in Gang gesetzt wer-
den soll, in unser Leben integriert wer-
den? Doch wohl nicht anders, als da
wir den Dialog mit der Bibel, durch die
uns Gottes Wille und Rat vermittelt
wird, führen, indem wir unsere unerle-
digten Probleme, unser Fragen und un-
sere oft so ausweglos erscheinenden La-
gen in diesem Dialog zur Sprache brin-
gen. In Sachen Frieden kann dies
heißen: sich von diesem Dialog zu Rück-
fragen an unsere eigenen Konzeptionen
und Friedensstrategien anregen zu las-
sen, sie erneut zu analysieren und auf
falsche Annahmen, unrealistische Er-
wartungen und abschätzbare Folgen
abzuklopfen. Dann kann es geschehen,
daß sich Alternativen zu Konzeptionen
und Strategien, mit denen bislang keine
Erfolge zu erzielen waren, eröffnen, die
erfolgversprechendere Schritte auf dem
Weg zum Frieden weisen. Mit den^-
Geist der Versöhnung wird die Freiheit
zur Überprüfung und Revision beste-
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hender Vorstellungen vom Frieden ge-
schenkt. Politische Vernunft in christli-
cher Perspektive wäre dann das breite
Betätigungsfeld für den reflektierten
Umgang mit dieser Freiheit, die aus dem
Glauben kommt.

Aber Versöhnung endet hier nicht. Viel-
mehr drängt sie, in Prozesse freund-
schaftlicher Verständigung mit ande-
ren, an der Lösung gleicher Probleme
arbeitenden Menschen umgesetzt zu
werden. Versöhnung hat keine nur das
Innere des einzelnen Menschen vor
Gott betreffende Seite, sondern ist zu-
tiefst auf Kommunikation im mit-
menschlichen Bereich angelegt. Davon
kann der Friede nur profitieren, als er ja
'nmer an Verständigungsprozesse ge-

bunden ist. Versöhnung in ihrem theo-
logischen Sinn schafft die Gemeinschaft
der Befriedeten, die solchen Prozeß be-
fördern können, indem sie sich um den
Geist der Freundschaft unter Menschen
mühen, die Feinde waren; indem sie
Menschen bereit machen, sich wieder
vertrauensvoll miteinander über Wege
zum Frieden zu beraten, statt gegenein-
ander zu agieren, weil sie Feinde waren.

Doch so positiv das alles auch klingen
mag, ein Anlaß, die Rolle der Christen-
heit in Sachen Frieden zu idealisieren,
besteht nicht. Dies um so weniger, als
die Christenheit selber den Geist der
Versöhnung in ihren Reihen noch an
.vielen Stellen nötig hat. Wie oft hat sie
Bezeigt, daß sie von Feindschaften zer-
rissen ist? Wie feige zeigen sich Christen
oft, wenn es gilt den Versuchungen po-
litischer Heilsversprechen oder den
Verlockungen nationalistischer Ideale
zu widerstehen? Und wie oft sind wohl-
tönende kirchliche Friedensappelle fol-
genlos geblieben? Mit spektakulären
Erfolgen sollte man also nicht rechnen,
wenn Christen sich um den Frieden
mühen. Was man aber von ihnen er-
warten kann, sind eben nicht mehr als
kleine und oft wenig beachtete Schritte,
die auf dem Weg zum Frieden nun ein-
mal zurückgelegt werden müssen. Aber
man muß auch fragen, ob es je eine
dauerhafte Verständigung unter Men-
schen gegeben hat, die nicht auch auf

Dolchen kleinen Schritten beruhte.
-, '

Bei allem verständlichen und notwendi-
gen Streben nach Frieden darf schließ-

lich nicht übersehen werden, daß zu den
Voraussetzungen eines Erfolges Ver-
trauen und Verständigungsbereitschaft
bei allen am Prozeß der Verständigung
Beteiligten gehören.

Fehlt auch nur ein Element, dann steht
alles Mühen in der Gefahr, zu einer Far-
ce oder einer bloßen Politshow zu wer-
den, in jedem Falle aber den auf Frieden
hoffenden Menschen nichts als die fru-
strierende Erfahrung der Ergebnislosig-
keit zu vermitteln. Verständigungsbe-

ankommt? Wie sollen auch Menschen,
die unter Zerstörung und soldateskem
Greuel leiden, vor menschenverachten-
der Machtbesessenheit mit all ihrer bru-
talen Rücksichtslosigkeit anders ge-
schützt werden, als durch die Bereit-
schaft der übrigen Völkergemeinschaft,
dagegen auch militärische Mittel einzu-
setzen? Die heute so gerne zitierte Frie-
densethik kommt, wenn sie sich nicht
dem Vorwurf aussetzen will, Illusionen
anzuhängen, nicht darum herum, auch
diese Möglichkeit zu bedenken. Eine Er-

| Menschen in Not
| So viele Menschen sind durch Krieg
oder Bürgerkrieg in Not geraten
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reitschaft verlangt, daß konflikterzeu-
gende Interessen, nationalistischer, im-
perialistischer oder auch religiös -
fundamentalistischer Art, um der Sache
des Friedens willen nicht weiter verfolgt
und durchgesetzt werden. Sie zu über-
winden ist jedoch schwierig, wenn sie
erst einmal mit der Patina geheiligter
Tradition versehen worden sind. Tragi-
sche Ereignisse in unseren Tagen führen
das immer wieder vor Augen.

Ist es darum eigentlich abwegig, in die
Überlegungen zum Frieden die Mög-
lichkeit einzubeziehen, den Frieden mit
militärischen Mitteln zu sichern oder
wiederherzustellen, wie es in der Sat-
zung der Vereinten Nationen vorgese-
hen ist; sei es, um die Politik bei ihrer
schweren Aufgabe zu unterstützen, sei
es aber auch, weil die Politik nicht vor-

folgsgarantie ist aber, wie die Erfahrun-
gen der Gegenwart lehren, auch mit
dem Einsatz von Soldaten nicht gege-
ben. Allenfalls lassen sich mit ihnen
noch größere Schäden und Leiden ver-
hindern. In allen Unsicherheiten und
Unwägbarkeiten ist eins jedoch sicher:
Es kann in keinem Fall auf Menschen
verzichtet werden, die begriffen haben,
was es heißt, als Versöhnte in einer im
Grunde friedlosen und unfriedfertigen
Welt zu leben und für das gemeinsame
Leben zu arbeiten. •

Anm.:
Dr. Christian Walther

ist emeritierter Professor der
Bundeswehrhochschule

in Hamburg.
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Steuerverweigerung

Rheinische Kirche:

Steuerverweigerung -
Anmerkungen zu einem
Synodenbeschluß

Wilhelm Drühe

Wenn die Landessynode der Evangeli-
schen Kirche in Rheinland, das höchste
Leitungsgremium, sich zu einer Frage
wie der „Pazifistischen Steuerverwei-
gerung" äußert, dann darf man mit
großen Worten rechnen. So wurde am
11. Januar 1995 in Bad Neuenahr fast
feierlich erklärt: „Die Unterstützung al-
ler Initiativen für ein gewaltfreies Le-
ben in Konflikten und für ein Suchen
nach Lösungen muß ein Hauptanliegen
der Evangelischen Kirche im Rheinland
auf allen Ebenen sein und bleiben."

Dabei tobt auf allen Ebenen dieser Lan-
deskirche zwischen Wesel und Saar-
brücken ein erbitterter Kampf, gewöhn-
lich um das knapper werdende Geld,
aber auch um die rechte Kirchen-Ideolo-
gie. Mit anderen Landeskirchen überlegt
die Rheinische Kirche, wie man Pfarre-
rinnen und Pfarrer aus der Pfarrstelle
entfernen kann, ohne ein aufwendiges
Amtsenthebungsverfahren durchführen
zu müssen; Kirchenleitende haben of-
fensichtlich Angst davor, daß „schmut-
zige Kirchenwäsche" gewaschen wird.

Wie sich verbreitetes Kirchen-Mobbing
mit „gewaltfreiem Leben in Konflikten"
vereinbaren läßt, das ist für die Ver-
sammlung der höchsten Rhein-Prote-
stanten kaum ein Problem. Man lebt
eben mit denen „friedlich" zusammen,
die - wie TRANSPARENT, die Viertel-
jahresschrift für die „kritische Masse in
der Rheinischen Kirche, - Andersden-
kende als „Stiefellecker" bezeichnen,
deren Veröffentlichungen „Mundfäule,
Amnesie, durchgescheuerte Knie" her-
vorrufe.

8

Neues pazifistisches Betätigungsfeld

Aber darum geht es ja der Rheinischen
Synode überhaupt nicht. Es geht wieder
um die Soldaten, ein Lieblingsthema der
Rhein-Protestanten. Nach dem Versa-
gen der sogenannten „Friedensbewe-
gung" angesichts der neuen Herausfor-
derungen etwa auf dem Balkan, hat
man ein neues „pazifistisches" Betäti-
gungsfeld ausgemacht: die Steuerver-
weigerung. Das sei ein christliches Frie-
denszeugnis, erklärte die Synode an der
Ahr und respektiert „die persönliche
Entscheidung für einen pazifistischen
Teilsteuerboykott aus Gewissensgrün-
den, die biblisch begründet wird." An
dieser Respektierung stimmt nun fast
überhaupt nichts mehr. Ging es der
„Friedensbewegung" wirklich um das
„Gewissen", nicht um Machtpolitik, um
die Bekämpfung und Verdächtigung
politischer Gegner - bis hin zu dem Mas-
sen-Mißbrauch der „Kriegsdienst-Ver-
weigerung", durch den auch kirchliche
Einrichtungen billige Mitarbeiter staatli-
cherseits zugeführt bekamen?

Was ist ein „Teilsteuerboykott", wenn
man sich weiterhin vom Steuersystem
des Staates die Kircheneinnahmen in
Milliardenhöhe besorgen läßt? Auf die
„biblische Begründung" kann man ja
gespannt sein, wobei die Synoden-Dis-
kussion zur Homosexuellen-Frage ge-
zeigt hat, wie aus der Bibel kirchenpoli-
tische Manöveriermasse geworden ist.
Dieser Steinbruch gibt vieles her für das
ideologische Kirchen-Gebäude.

Im Synodenbeschluß folgt dann - nach
dem vollmundigen Vorspann - die typi-
sche rheinische Halbherzigkeit: Dieses

christliche Friedenszeugnis, das sich in
der Nichtbeteiligung an der Finanzie-
rung des Verteidigungshaushaltes der
Bundesrepublik zeigt, wird ernstge-
nommen, natürlich nicht kritisch hinter-
fragt. Die Beteiligten werden zwar auf
die Straffolgen hingewiesen, sollen aber
geschützt werden vor öffentlicher Ver-
unglimpfung und Benachteiligung.
Übernehmen etwa die Kirchenkassen
die Strafen, die von unabhängigen Ge-
richten verhängt werden? Das sind
doch wohl die „Benachteiligungen".
Die Gemeinden sollen Gespräche mit
den Steuerverweigerern führen. Worü-
ber denn? Die Ziele dieses fragwürdigen
„Pazifismus" werden in jedem Falle
durch die Kirchenleitung unterstützt.
Und schließlich behauptet die Lander

synode, durch diese Verringerung der
Militärausgaben werde eine Politik
nichtmilitärischer Friedenssicherung ge-
stärkt.

Fragwürdiger Pazifismus

Was ist damit eigentlich geschehen? Ei-
ne kleine Gruppe hat die Landeskirche
in ihrem höchsten Gremium vor ihren
ideologischen Karren spannen können.
Liest man den Beschluß, dann kann man
zum Eindruck kommen, daß es bei den
„Militärausgaben" um die Finanzierung
einer Eroberungs- und Angriffsarmee
geht, die einen neuen Krieg vorbereitet.
Dabei ist unsere Bundeswehr in eint /
Rückbaubewegung. Die Neuorganisa-
tion zielt auf Truppenteile, die auf Nach-
frage der UN mit der Zustimmung unse-
res Parlaments in die Krisengebiete der
Welt geschickt werden können, um dort
Frieden zu schaffen und zu sichern.

„Mit Mehrheit" stimmte die Rheinische
Landessynode einem Beschlußvor-
schlag zu, der keine überzeugende Be-
gründung hat, der nicht nach dem Hin-
tergrund fragt und der politisch über-
holt ist Für unsere Soldaten in der Bun-
deswehr, unter denen ja auch noch viele
Christinnen und Christen sind, bedeutet
er, daß die Rheinland-Kirche ihren
Dienst wieder einmal diffamiert. Aber
das hat ja Tradition unter Kirchenleiten-
den, die für sich die Ablehnung der Sol i
daten als das „deutlichere Zeichen" des
Christseins beanspruchen. Dietrich Bon-
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hoeffer hat es so gesehen: „Wenn ich
einen wahnsinnigen Autofahrer den
Kurfürstendamm entlangfahren sehe,
der rechts und links in die Passanten hin-
einfährt, so ist es nicht nur meine Aufga-
be, die Verletzten zu verbinden und die
Sterbenden zu trösten, sondern ich muß

versuchen, ihn vom Steuer zu reißen,
selbst unter Einsatz meines Lebens."
Was wollen die Bundeswehrangehöri-
gen unter veränderten Weltverhältnis-
sen anderes unternehmen? Rheinisches
Friedenszeugnis ist es aber, die Finan-
zierung dieser Einsätze zu diffamieren

und einzuschränken. Das wird die
Rheinische Synode kaum erreichen. •

Anm.:
Wilhelm Drühe

ist Pfarrer in Mettmann

Ordnungen, die den
Menschen dienen

woher denn die vielen Schwierigkeiten
und Ablehnungen gegenüber Ordnun-
gen kommen mögen.

Ordnungen dürfen nicht zum Selbst-
zweck verkommen

'olfgangBeuß

„Ordnungen, die den Menschen die-
nen", unter diesem Motto steht der
EAK-Stand auf dem diesjährigen Kir-
chentag in Hamburg.

Ordnung, bei diesem Wort beschlei-
chen mich immer wieder Erinnerungen
an die Kindheit und besonders die Ju-
gend. „Ordnung ist das halbe Leben",
so wurde es einem gepredigt. Nur unter
Protest oder aber ohne wirkliche Ein-
sicht beugte man sich schließlich den el-
terlichen Ordnungsvorstellungen. Auch
mit der Ordnung in der Schule war das
so eine Sache: die Ordnung in der Schul-
tasche, im Arbeitsheft, in den Büchern,
a.uf dem Schulhof oder auf der Klassen-

se. Ordnung als Schikane? Es ging
doch auch ohne diese verdammten
Ordnungen, so dachten und glaubten
wir es damals Ende der sechziger und
Anfang der siebziger Jahre zu wissen.

Und heute, rund fünfundzwanzig Jahre
später? Ein Leben ohne Ordnung und
Ordnungen, wie sollte das überhaupt
noch funktionieren? Der tägliche Um-
gang mit anderen Menschen im Privat-
oder Berufsleben - ohne Ordnung un-
vorstellbar. Die Erziehung des eigenen
Kindes oder der Schüler - ohne Ord-
nung unvorstellbar. Was ist passiert?
Habe ich mich, oder haben sich die Ord-
nungen verändert? Was ist anders ge-
genüberfrüher?

..versucht man sich den Begriff Ordnung
zu erschließen, so stellt man fest, daß er
sich vom lateinischen Wort „ordo" ab-
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leiten läßt. Ordo, das stand ursprünglich
für die Fadenreihe eines Gewebes. In
den einschlägigen Lexika finden wir
heute unter dem Schlagwort Ordnung
zahlreiche Erklärungsansätze aus den
unterschiedlichsten Bereichen: Da wird
Ordnung grundlegend definiert als ein
vorgegebenes Prinzip, das bestimmte
Zusammenhänge einzelner Teile oder
Rang- bzw. Reihenfolgen regelt. Die
theologische Ordnung steht beispiels-
weise für den Heilsplan, der der Welt
den gottgewollten Sinn und Zweck ver-
leihen soll. Wir finden aber auch Er-
klärungen für mathematische, physika-
lische, chemische und biologische Ord-
nungen. Da gibt es Ordnungszahlen,
Ordnungsprinzipien, Ordnungsstruktu-
ren und unverrückbare Gesetzmäßig-
keiten. Alles scheint geregelt und ein-
deutigdefiniert.

Es ist also alles in Ordnung mit den Ord-
nungen. Fast schon überflüssig scheint
denn auch der Hinweis auf die Binsen-
weisheit; die da lautet: Wir brauchen
Ordnungen, sonst hätten wir Anarchie
und Chaos. Wenn das nun aber alles so
klar und einleuchtend ist, was ist dann
mit den eingangs spontan und ehrlich
geäußerten negativen Erinnerungen an
die Kindheits- und Jugenderlebnisse.
Warum war das damals nicht so in Ord-
nung mit der Ordnung?

„Ordnungen, die den Menschen die-
nen". Diese Verknüpfung von „Ord-
nungen" und dem „dienen", das klingt
plausibel und macht Sinn. In dieser Ver-
bindung liegt möglicherweise der
Schlüssel für den Hinweise auf die Spur,

„Ordnung um der Ordnung willen!",
das wäre die Alternative zu unserem
EAK-Kirchentagsmotto. Leider ist das
Prinzip auch heute noch die oft geübte
Praxis bei der Vermittlung von Werten,
Gesetzmäßigkeiten und Normen. Ord-
nungen dürfen aber gerade nicht zu
starren und seelenlosen Regularien ver-
kommen. Sie funktionieren eben nicht
nach dem Prinzip von Befehl und Ge-
horsam. Sie müssen vielmehr vorgelebt,
begründet, aber auch immer wieder
hinterfragt werden. Nur wenn einsichtig
wird, daß gegebene Ordnungen dem
Menschen dienen, ist ihre Akzeptanz
und Einhaltung auch möglich. Deshalb
dürfen Ordnungen nie zum Selbst-
zweck verkommen! Gerade Eltern, Er-
ziehern, Pastoren und Lehrern kommt
eine entscheidende Schlüssselrolle bei
der Vermittlung von Ordnungen zu. Sie
bedürfen unserer Unterstützung in die-
ser wichtigen Aufgabe. Keiner kann sich
dieser Verantwortung entziehen. Im In-
teresse unseres Gemeinwohl sind wir al-
le gefordert, diesem Anspruch gerecht
zu werden und ihn täglich zu leben. Nur
so können wir gemeinsam den An-
spruch einlösen, daß unsere Ordnungen
auch wirklich dem Menschen dienen.

Wie entwickeln sich Ordnungen?

Dienen unsere Ordnungen wirklich im-
mer den Menschen oder sind wir nicht
vielmehr oft im wahrsten Sinne des
Wortes von unseren Ordnungen auch
bedient? Wer kennt nicht die Empfin-
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düng, sich in bestimmten Situationen
von Ordnungen und Regeln einge-
schnürt zu fühlen. Dann reagieren wir
mit Mißmut, sind unzufrieden, ja, be-
ginnen vielleicht sogar, die unliebsame
Ordnung und ihren
Sinn und Zweck an-
zuzweifeln. Späte-
stens an diesem
Punkt stellt sich
dann möglicher-
weise die Frage
nach dem Ursprung
von Ordnungen
ein. Süffisant hat
dieses Problem be-
reits im 18. Jahr-
hundert der Satiri-
ker der Aufklärung
Georg Christoph
Lichtenberg auf
den Punkt ge-
bracht, in dem er
bemerkte: „Ord-
nung führt zu allen
Tugenden! Aber
was führt zur Ord-
nung?"

In unserem Kultur-
kreis sind die Ord-
nungen ohne Zwei-
fel entscheidend
von der christlichen
Religion geprägt.
Über viele Jahrhun-
derte hinweg wur-
den sie von der Kir-
che und den weltli-
chen Autoritäten
unerschütterlich
verteidigt und dort,
wo es erforderlich
erschien, gnadenlos
durchgesetzt.

Weltkrieges vor 50 Jahren war nicht nur
der Tod von Millionen von Menschen
und die Zerstörung Deutschlands ver-
bunden, sondern auch die Offenba-
rung, daß der Großteil eines „Volkes der

Ordnungen, die den Menschen dienen
Was kann die Gemeinschaft der Nationen weltweit bewirken? Welche
Grundlagen gibt es dafür? Menschenrechte, die überall gelten? Vorläufig
bleibt umstritten, was „humanitäre Interventionen" denn sind. Was
wird das Europa der Zukunft sein? Nationalismus blüht allerorts
auf. Wie verträgt sich das mit dem Aufbau von Demokratien?

Helfen dagegen etwa das einende Band der Marktwirtschaft
oder wachsende Einsicht in nur gemeinsam zu bewältigende
Umweltgefahren? Eine Ordnung des Mit- und Nebeneinander
muß gefunden werden, zum Beispiel im west-östlich geprägten
Ostseeraum. Aber sollten die bisherigen Teilhaber der Europäi-
schen Union einstweilen unter sich bleiben, um zueinander zu
kommen, oder ist schon jetzt das Tor nach Osten zu öffnen? Zur
gleichen Zeit läßt „Maastricht" fragen: Werden wir am Ende ein
Europa der Büro- oder der Demokraten haben? Und die Reichen le-
ben in Sorge vor dem Zustrom der Armen des Südens und Ostens,
die nicht mehr wissen, wohin.

Mittendrin Deutschland. Aus gutem Grund zögert es, wieder
Nation sein zu wollen. Doch der Verantwortung, die ihm zu-
wächst, kann und darf es sich nicht entziehen. Dabei muß es im
Inneren zur Einheit erst finden.

Vom rapiden Wandel erfaßt sind auch die Lebensordnungen des privaten
Alltags. Während neue Formen erprobt werden, setzt eine Rückbesinnung
auf Altbewährtesein. Steht dahinter, im Politischen wie im Persönlichen, nur
eine Suche nach Schutz vor dem rauhen Wind der Veränderung? Oder
wächst, mit Wertbewußtsein und Bürgersinn, der Keim des Neuen tatsäch-
lich am ehesten im Humus des Alten?

Im einen Teil des Landes etablierte sieh
die Ordnung der westlichen Welt. We-
sentliche Grundlagen waren die Demo-
kratie und die Freiheit und der Schutz
des Einzelnen. Garantiert wurde diese

neue Ordnung
durch das
Grundgesetz,
geprägt wurde
die Bundesrepu-
blik und ihr wirt-

: Unter dieser Überschrift (Themenbereich 2) engagieren sich der EAK, die
Junge Union und Frischluft e. V. mit einem Gemeinschaftsstand auf dem
Markt der Möglichkeiten. Sie finden uns in Halle 3 (Obergeschoß) unter
der Standnummer 3 M 16.

schaftlicher Auf-
schwung durch
die Prinzipien der
sozialen Markt-
wirtschaft.

Im anderen Teil
des Landes er
wickelte sich der
von der Sowjet-
union verordnete
Versuch, erst-
mals auf deut-
schem Boden ei-
ne sozialistische
Ordnung aufzu-
bauen. Der ver-
meintliche Sieg
der Arbeiterklas-
se über den Kapi-
talismus in der
DDR fand aus der
Sicht des We-
stens seinen un-
rühmlichen Tief-
punkt im Mauer-
bau und dem ij<•
menschlichen
Schießbefehl.

Die Reformation im
16. Jahrhundert brachte dieses Ord-
nungssystem ins Wanken und gab ihm
neue Akzente. Mit der beginnenden In-
dustrialisierung und der Landflucht der
Menschen in die Städte geriet das be-
stehende Ordnungsgefüge aus dem
Kurs. Das Ende der Kaiserzeit, die Wei-
marer Republik und das Nazideutsch-
land mit seinem schrecklichen Holo-
caust wirbelten alle bisher dagewese-
nen Ordnungen, Werte und Tugenden
durcheinander. Mit dem Ende des 2.
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Denker und Dichter" die meisten Ord-
nungen und Ideale verloren hatte.

Ordnungen im
geteilten Deutschland

Bedingt durch die militärische Lage ge-
staltete sich dann der Wiederaufbau
Deutschlands nicht nur wirtschaftlich
und baulich, sondern auch gesell-
schaftspolitisch zweigleisig.

So standen sich
letztendlich auf
deutschem Bo-
den zwei völlig
unterschiedliche
Ordnungen kon-

kurrierend gegenüber. Beide Systeme
entwickelten über vierzig Jahre ihre ei-
genen Werte und Normen bis zu dem
Tag, an dem die Mauer fiel.

Doch bald nach der ersten Freude über
die so lange herbeigesehnte Wiederver-
einigung entbrannte auch eine enga-
gierte Diskussion über die Abgleichuc"
und Einbringung unterschiedlicher OiV.
nungsvorstellungen in den neuen ge-
meinsamen Staat. Dabei ging es natür-
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li'ch nicht - bis auf wenige Ausnahmen -
um die Alternative Freiheit oder Sozialis-
mus. Sehr wohl wurden und werden je-
doch bis heute immer wieder sehr un-
terschiedliche Werte- und Ordnungs-
vorstellungen - gewachsen aus der je-
weiligen Tradition - deutlich.

Ordnungen im Wandel

Beispiele hierfür sind die Arbeitsmarkt-
politik, das Betreuungsangebotfür Kin-
der oder die Finanzierung von Wohn-
raum. Mehr Staat und Schulden oder
aber mehr Markt und Eigenverantwor-
tung - das ist die Schlüsselfrage.

gen, die unsere wirtschaftliche Entwick-
lung in Einklang mit den Problemen un-
serer gefährdeten Natur bringen. Wie
kann der Abkehr vieler Bürger von der
Politik aber auch den Kirchen entgegen-
gewirkt werden?

Wohlstandsdenken und Egoismus über-
lagern immer stärker die Tugenden von
Solidarität und Gemeinsinn. Wertever-
fall, Kriminalitätszunahme, steigende
Scheidungsraten, Flucht in Drogen und
Sekten sind Synonyme für die Befind-
lichkeit unserer Gesellschaft.

Sicherlich ist das alles kein Grund zur Pa-
nik, wohl sind wir aber gefordert, uns

Es wird sicherlich noch viele Jah-
re brauchen, bevor diese unter-
schiedlichen Wert- und Ord-
nungsvorstellungen angegli-
chen sind. Erforderlich in dieser
schwierigen Situation ist ein
Prozeß der gegenseitigen Ak-
zeptanz. Wir müssen voneinan-
der lernen und bereit sein, zu
„geben" und zu „nehmen".
Nur so kann sich ein wirklich
dem Menschen dienendes Ord-
nungssystem behutsam entfal-
ten.

Neue Herausforderungen
brauchen neue Ordnungen

Hamburg

Vor diesem Hintergrund wird
deutlich, wie aktuell und wich-
tig das EAK-Motto für den dies-
jährigen Kirchentag in Hamburg
ist. „Ordnungen, die den Menschen
dienen". Es ist vieles in den letzten Jah-
ren in Bewegung gekommen. Politik
und Kirche sind aufgerufen, den Men-
schen bei der Suche nach Antworten auf
die neuen Herausforderungen zu hel-
fen.

Dringend erforderlich erscheint mir bei-
spielsweise eine bewußtere Reflektion
und Reaktion im Hinblick auf die immer
stärker auseinander klaffende Lücke
•^••'ischen „Arm und Reich", zwischen
.menschen m i t Arbeit und o h n e Ar-
beit. Angesichts der ökologischen Be-
drohungen brauchen wir neue Ordnun-

Es ist DJ
gesagt
Mensch
was ^
gut ist
26. Deutscher
Evangelischer
Kirchentag
U.-18.Juni m

diesen Problemen und Fragen zu stellen
und gemeinsam nach neuen Lösungs-
ansätzen und dazu passenden Ordnun-
gen zu suchen.

„Ordnungen, die den Menschen die-
nen". Auf der wichtigen Suche danach
sind auch Sie herzlich zum nächsten Kir-
chentag im Juni dieses Jahres nach
Hamburg eingeladen. •

Anm.:
Wolfgang Beuß ist

EAK-Landesvorsitzender
der CDU-Hamburg.

Liebe Freundinnen und Freun-
de des Kirchentages,

wir laden Sie herzlich ein zum 26. Deut-
schen Evangelischen Kirchentag vom 14.
bis 18. Juni 1995 in Hamburg.
Die Losung „ Es ist dir gesagt, Mensch, was
gut ist" soll eine Wegmarke sein in einer
Zeit, in der vertraute Gewißheiten zerbro-
chen und neue Orientierungen noch nicht
gefunden sind. Viele sind unsicher gewor-
den, wo es künftig langgehen kann, im per-
sönlichen Leben, in Kirche, Staat, Gesell-
schaft und Welt. Ihnen will das Propheten-
wort aus Micha 6,8 nicht sagen, die Chri-
sten hätten die Wahrheit für sich
gepachtet. Vielmehr weist es auf einen Hal-
tepunkt, um miteinander danach zu
suchen, was gut und richtig ist für die Be-
wältigung der Gegenwart und die Gestal-
tung der Zukunft.
Denn das können Christinnen und Christen
doch wissen: Ihr Glaube gibt Ihnen Maßstä-
be des Denkens und Handelns, Gott ist mit
auf ihrem Weg, und ihre Hoffnung hat ei-
nen festen Anker im Evangelium. Was dies
aber heutzutage bedeuten kann, das soll
auf dem Kirchentag im Hören auf Gottes
Wort, im Reden und Streiten, im Beten und
Feiern zur Sprache kommen.
Seit Monaten schon bereiten Tausende das
Programm für die Tage im Juni 1995 vor.
Kirche und Stadt in Hamburg richten sich
darauf ein, den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern gute Gastgeber zu sein. Eingela-
den hat die nordelbische Kiche, die Ham-
burg und Schleswig-Holstein umfaßt, und
ganz Nordelbien erwartet einen Kirchen-
tag, auf dem ein lebendiger und weltoffe-
ner christlicher Glaube erfahrbar und öf-
fentlich sichtbar wird. Zugleich hoffen wir,
daß der Kirchentag im Norden auch Zei-
chen gewachsener Gemeinsamkeit setzt
zwischen den Deutschen aus Ost und
West.
Zu Rechtwird Hamburg das „TorzurWelt"
genannt. Der Hafen ist Anlegeplatz für
Menschen von überall her, aus vielerlei Kul-
turen und Nationen, Konfessionen und Re-
ligionen. So soll es auch beim Kirchentag
sein: Jede und jeder sind willkommen, die
teilnehmen möchten am gemeinsamen Su-
chen und Fragen, was gut ist zum Leben
und Glauben in einer unübersichtlichen
Zeit. Wirfreuen uns, wenn Sie in Hamburg
dabei sind.

Prof. Dr. Ernst Benda
Präsident des
Deutschen Evangelischen Kirchentages

Bischof Karl Ludwig Kohlwage
Vorsitzender der Kirchenleitung
der Nordeibischen
Evangelisch-Lutherischen Kirche

5/95
E4K
IUJEvangelische
Verantwortung 11



Bücher

Gerd Langguth:
Suche nach Sicherheiten.
Ein Psychogramm der
Deutschen.
Deutsche Verlagsanstalt,
Stuttgart 1995

Deutschland ist das einzige
Land der Welt, in dem zwei
tiefgreifende Umformungen
gleichzeitig ablaufen: im We-
sten ein Modernisierungs-
prozeß, im Osten der Über-
gang von einer Kommando-
wirtschaft in eine marktwirt-
schaftliche Ordnung. Die
Deutschen sind auf der Suche
nach neuen Sicherheiten. Ei-
ne politisch-philosophische
Standortbegründung, wie sie
Gerd Langguth hier vor-
nimmt, ist daher notwendi-
ger denn je. •

Horst Rupp:
Religion - Bildung - Schule:
Studien zur Geschichte und
Theorie einer komplexen
Beziehung.
Deutscher Studien Verlag,
Weinheim 1994
ISBN 3-89271-475-4

Die Studie befaßt sich mit der
Problemgeschichte der im Ti-
tel angeführten Begriffe Reli-
gion, Bildung und Schule. Ein
erster Hauptteil bietet eine
historische Rekonstruktion
des Bildungsbegriffes von
seinen religiös-theologischen
Wurzeln in Spätmittelalter
und Reformationszeit bis hin
zu seinem Auftreten in den
pädagogischen Entwürfen
der Aufklärungszeit und des
Neuhumanismus. Ein zweiter
Hauptteil untersucht die er-
neute Rezeption der Bil-
dungskategorie durch die
Theologie im Übergang vom
18. zum 19. Jahrhundert, ex-
emplifiziert an Herders und
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insbesondere an Schleierma-
chers Bildungsvorstellungen.
Ein dritter Abschnitt stellt die-
sen problemgeschichtlichen
Rekonstruktionen einen stär-
ker sozial- und institutionen-
geschichtlich orientierten Ab-
riß der Entstehung und der
Geschichte der öffentlichen
Schule in Deutschland bis hin
zur Gegenwart zur Seite.

Auf dem Hindergrund dieser
historischen Analysen kulmi-
niert die Arbeit schließlich in
dem Versuch, ein aktuelles Bil-
dungsverständnis für die ge-
genwärtige Schule zu kontu-
rieren, das auch dem Themen-
bereich „Religion" seinen legi-
timen Stellenwert zuweist. •

Dorothea Andersen/Gerhard
Andersen/Eberhard
Bethge/Elfriede Vibrans
(Hrsg.): So ist es gewesen,
Briefe im Kirchenkampf
1933-1942, von Gerhard
Vibrans, aus seinem Famili-
en- und Freundeskreis und
von Dietrich Bonhoeffer.
Chr. Kaiser Verlag,
Gütersloh1995

Gerhard Vibrans (1907-
1942) war einer der ersten
Vikare in dem von Dietrich
Bonhoeffer geleiteten Predi-
gerseminar Finkenwalde. Die
im Zusammenhang mit der
Herausgabe der Werke Die-
trich Bonhoeffers erschlosse-
nen Briefe sind ein eindrucks-
volles Dokument über Studi-
um, Ausbildung und pfarr-
amtliche Praxis junger
Theologen in der Zeit des Na-
tionalsozialismus, im Span-
nungsfeld zwischen Reichs-
kirche und Bekennender Kir-
che, zwischen Anpassung
und Illegalität.

Sie vermitteln ein lebendiges
Bild derzeit- und Lebensver-
hältnisse einer jungen Theo-
logengeneration, ihrer Fami-
lien und ihrer Freunde. •

Renovierung
der Ribbecker
Kirche

Die evangelische Kir-
chengemeinde benötigt
Spendengelder für die
Ribbecker Kirche, denn
nach erfolgter Renovie-
rung des Innenraumes
steht noch die Renovie-
rung des Kirchturms aus.
Voraussichtlich sei die Fi-
nanzierung dafür in etwa
fünf Jahren gesichert,
hieß es. Die Frage ist nur,
ob der Turm noch so lan-
ge warten kann, denn um
seinen Gesundheitszu-
stand steht es nicht zum
besten. Theodor Fontä-
ne, der das Dorf Ribbeck
und seinen Birnbaum
samt der Familie von Rib-
beck literarisch berühmt
gemacht hat, wird also
postum noch geraume
Zeit die leise Werbetrom-
mel rühren müssen. Dem
EAK-Kreisvorsitzenden
aus Bonn, Dr. Weert Bör-
ner, liegt dieses Kirchen-
projekt besonders am
Herzen.

KVA Nauen
Konto-Nr. 3810005168
B LZ 16050000
Sparkasse Nauen
Stichwort:
Kirche Ribbeck

Leserbriefe

Frohe Botschaften ?

Hans Bleckmanns „Rundbrief
Nr. 1/Februar 1995 "deckt die
Widersprüchlichkeiten auf, mit
denen die „offizielle Kirche"
auch treue Mitglieder (mit
dem Wunsch nach „Bin-
dung") wie mich immer weiter
an den Rand (= in den Austritt)
drängt: die „Verkündung der
frohen Botschaft", das Seelen-
umsorgende Element tritt
zurück gegenüber dem VP-
meintlichen „Anspruch" c,,.
Kirche als „Partei", wie dies
Regionalbischof Bogdahn in
der gleichen „Evangelischen
Verantwortungs"-Ausgabe
beklagt. Die zunehmend poin-
tiert-(tages)politischen Stel-
lungnahmen der Amtskirche
spalten zwangsläufig die (ihr
anvertrauten) Gemeinden in
unser zum Glück (noch) nicht
gleichgeschalteten Gesell-
schaft und führt sie in den Sog
der allgemeinen Verdrossen-
heit über das Parteien-Esta-
blishment. Nicht am „religiö-
sen Analphabetismus" der
Menschen leidet die Kirche,
sondern daran, daß sie sich '
den von ihr freiwillig aufgv,-
suchten „Spannungsfeldern
der Politik" zerreibt... •

Peter Weihnacht,
Oberstudienrat
Hauptstr. 92,
65812 Bad Soden

Betr.: Stellungnahme zu
Büß- und Bettag,
EVDez94/Jan95,S. 13

Dr. Hans Ulrich Klose be-
gründet die Zustimmung der
CDU-Fraktion in NRW mit
der Wichtigkeit des Gesetzt"
zur Pflegeversicherung, die'...
appellarisch durch einen ver-
allgemeinerten Erlebnisbezug
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unterstreicht: „wer einmal
mitbekommen hat ..." Der
dem folgende Teil, derdie Gra-
vidität des staatlichen Eingriffs
in die christliche Feiertagskul-
tur angemessen beschreibt,
läßt die Entscheidung im Rah-
men dieses gekürzten Textes
um so unplausibler erscheinen,
als jegliche argumentative
Verschränkung bzw. Abwä-
gung mit der lediglich emotio-
nal vorgetragenen Begrün-
dungfehlt.

Der zweite Text von H. Nischik
bietet für mich keine klare Stel-
lungnahme. Zunächst argu-

1 "'ntiert der Autor - für mich
einleuchtend - gegen das Be-
sitzstandsdenken, dann klagt
er zu recht über die weit ver-
breitete Unbußfertigkeit, die
einen solchen Tag so wichtig
mache, aber welche konkrete
Konsequenz soll daraus gezo-
gen werden? Für mich ist das
Verhalten der evangelischen
CDU-Politiker oder ihre man-
gelnde Durchsetzungsfähig-
keit in diesem Entscheidungs-
prozeß enttäuschend.

Dabei hat mir die Tatsache, daß
der EAK durch seinen Bundes-
vorsitzenden im Kabinett ver-
J-^ten ist, Hoffnung gemacht.
\Jist schon schwer bis uner-
träglich, sich im Kirchenvor-
stand, Dekanatssynodalvor-
stand und in der Landessynode
der EKHN und ihrem Theologi-
schen Ausschuß für die Beibe-
haltung des Büß- und Bettages
stark zu machen und dann zu
erleben, daß die Partei, um de-
ren „C" willen man sich in ihr
engagiert, weder wertkonser-
vative noch sozialethische Ar-
gumente gelten läßt und im
Kompromiß mit anderen ge-
sellschaftlichen Gruppen (Ge-
werkschaften) lediglich prag-
matisch konfessionell unaus-
gewogen gegen einen evange-
•" -hen Feiertag abstimmt. In
NfVeinland-Pfalz war der Buß-
tag übrigens der einzig allein
evangelische Feiertag gegenü-
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berzwei allein katholischen, die
erhalten blieben.

Eine christliche Sozialethik
steht für eine gerechte Teilung
der Lasten, dafür, daß die star-
ken Schultern für die schwa-
chen Lasten mit übernehmen.
Sicher, verantwortungsethisch
ist zu bedenken, daß durch die
Erhöhung von Lohnnebenko-
sten nicht weitere Arbeitsplät-
ze auf der Strecke bleiben dür-
fen. Trotzdem bleibt ein schaler
Geschmack, wenn im Unter-
schied zur Krankenversiche-
rung hier der Sozialpakt da-
durch aufgegeben wird, daß
eine Gruppe in jedem Fall die
ganze Zeche zahlen soll, sei es
durch den gesamten Beitrag
wie in Sachsen, sei es durch ei-
nen Feiertag.

Zahlreiche Äußerungen von
Arbeitgeberseite und von Sozi-
alversicherungsträgern lassen
außerdem befürchten, daß
weder die Feiertagsstreichung
wirtschaftlich sauber kalkuliert
ist noch die Finanzierung und
Leistung der Pflegeversiche-
rung insgesamt. Ich würde es
daher begrüßen, wenn die
Karten noch einmal gemischt
werden und der Bußtag als ein
ganz wichtiges Element evan-
gelischer Feiertagskultur erhal-
ten bleibt.

Eine solche Spannung wie an-
läßlich dieser Diskussion
möchte ich möglichst nicht
mehr aushärten müssen. Auch
das Argument, die Evangeli-
sche Kirche habe den richtigen
Zeitpunkt des Protestes ver-
paßt, kann ich aus meiner
Kenntnis als Synodaler nur be-
dingt gelten lassen. Die Evan-
gelische Kirche, das ist nicht die
„EKD", das sind auch alle
evangelischen CDU-Mitglie-
der! •

Ulrich Oelschläger
Schöfferstr. 20
67547 Worms

Die fünf Säulen
des Islam

Hannover. Auf Einladung
des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU referierte
der Beauftragte für die Seel-
sorge an Iranern in der Evan-
gelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Hannover und
Vorsitzender des Arbeitskrei-
ses Kirche-Islam über den
Weg und Wesen des Islam.

In seinen Begrüßungsworten
wies der Vorsitzende des
EAK, Helmut Leeke, auf die
zunehmende Bedeutung des
Islam in der Welt hin, der
zwar eine der jüngsten Welt-
religionen sei, aber die
Wachstumsmäßig dyna-
mischste, die inzwischen an
Zahl das Christentum über-
troffen und besonders in den
Ländern der Dritten Welt
enormen Zulauf haben.

Pastor Winfried Kahla hob
anfangs seiner Ausführun-
gen hervor, daß die Zahl der
Muslime in Deutschland
nicht genau feststehe, man
aber von ca. drei Millionen
ausgehen könne, wobei die
Zahl am Wachsen sei, so daß
man auch im europäischen
Rahmen an der Realität des
Islam nicht mehr vorbeikom-
me. Islam bedeute zunächst
Licht, Erleuchtung, Hingabe:

„ Der Islam ist keine Privatre-
ligion, sondern ein System,
das das Leben bestimmt",
führte Pastor Kahle aus, was
auch bedeute, daß die islami-
sche Lehre in der Politik um-
gesetzt werden müsse, denn
die islamische Gemeinschaft
sei eine Staats- und Religi-
onsgemeinschaft. •

Sonntagsarbeit -
Sonntagsruhe

Herford. Um diese Proble-
matik ging es bei einer Ge-
sprächsrunde, zu der der
Evangelische Arbeitskreis der
CDU mit seiner Vorsitzenden
Helge Schilling und die
Christlich Demokratische Ar-
beitnehmerschaft (CDA) ein-
geladen hatten. Drei Refe-
renten - Pfarrer Dr. Otto,
Dieter Ernstmeier (Arbeitge-
ber), MdL Heinrich Dreyer
(CDA) - stellten in kurzen
Einleitungsreferaten ihre je-
weilige Position heraus. •

Tagung des E AK-
Sachsen-Anhalt in Halle

Halle. - In einer Veranstal-
tung des EAK Sachsen-An halt
in Halle wurde ein ehrlicher
Dialog zwischen der Evangeli-
schen Kirche der Kirchenpro-
vinz Sachsen und des EAK ge-
führt. Das Thema „Siebenmal
gewählt und was nun? -
Wünsche der Evangelischen
Kirche an die Partei der CDU.
Wünsche evangelischer Chri-
sten in der CDU an ihre Kir-
che," führte in das Zentrum
gegenseitigen Anfragens.

Propst Treu, Wittenberg-Lu-
therstadt, erinnerte an Erfah-
rungen, die er im Umgang mit
der CDU vor und nach 1989
gemacht hat. Versuche der
Einflußnahme der Ost-CDU
auf kirchenleitende Entschei-
dungen waren für ihn prä-
gend und bedürfen in einzel-
nen Repräsentanten bis heute
einer Aufarbeitung. Er sei sich
aber durchaus bewußt, daß
die Ost-CDU auch Freiräume
für Christen am Arbeitsplatz
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eröffnet habe. Dieser diffe-
renzierende Rückblick zwingt
zur Einschätzung, daß „die
Kirche auch CDU-Mitgliedern
etwas schuldig geblieben"
sei. Nach der Wende schmer-
ze ihn die „linkslastige Ein-
schätzung der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen durch das Konrad-
Adenauer-Haus".

Er wünsche sich, daß das „C"
schon einmal im Namen der
CDU stehe, eine daraus deut-
lich erwachsene Verpflich-
tung, die sich insbesondere
äußere
- in einem offenen Führungs-

titel, der auch die „Tapfer-
keit von dem Freund" ken-
ne

- in einem Verzicht auf Diffa-
mierung bei politischen
Auseinandersetzungen

-in einem deutlichen Zuge-
hen auf die brennenden
Fragen in Deutschland wie
z.B. Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit und Einforde-
rung der Sozialverpflichtet-
heitdes Eigentums.

Der Hauptwunsch an sich
selbst sei, daß die Evangeli-
sche Kirche der CDU und
ihren Gliederungen mit Un-
voreingenommenheit begeg-
nen möge. Die CDU-Mitglie-
der sollen in der Evangeli-
schen Kirche ihre Heimat fin-
den.

Ministerpräsident a. D. Dr.
Bergner forderte ein vorur-
teilsfreies Nachdenken der
Evangelischen Kirche über
sich selbst. Aus der Oppositi-
on heraus könne er diese Be-
schwernisse auch deutlicher
vorbringen, da sie weniger
mißverstanden werden kön-
nen, als zu seiner Regierungs-
zeit.

Er vermisse eine Unvoreinge-
nommenheit der Evangeli-
schen Kirche gegenüber von
der CDU vorgetragenen poli-
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tischen Haltungen. Viele kir-
chenleitende Vertreter schei-
nen der CDU den Eintritt für
einen schnellen DDR-Beitritt
zur Bundesrepublik übel zu
nehmen. Durch den Wahlsieg
der CDU im Jahr 1990 scheine
sich die Kirche um ihr politi-
sches Konzept geprellt zu se-
hen, was sich heute u.a. in
ihrem besonderen Verhältnis
zur SPD und Bündnis 90/Die
Grünen ja auch in einem „di-
stanzierten Wohlwollen" zur
PDS darstelle.

In der Diskussion wurde u.a.
von der Evangelischen Kirche
eingefordert, daß diese sich
selbst als letzte große über-
parteipolitische Klammer
ernst nehme und allen evan-
gelischen Christen eine
tatsächliche Heimat biete.
Dazu gehöre aber auch, daß
die Kirche, wenn sie sich poli-
tisch äußere,
-die politischen Ziele der

SED-Nachfolgepartei PDS
ernst nehme,

-sie die Wählertäuschung
durch den jetzigen Minister-
präsidenten Dr. Höppner
beim Namen nenne.

Vortrag und Aussprache zeig-
ten, daß Evangelische Kirche
und CDU ihren Dialog vertie-
fen müssen. Sie sind in einem
weitgehend atheistisch ge-
prägten Land an die selben
Menschen gewiesen. Da gilt
es mehr als bisher, Beschwer-
nisse auszuräumen, Felder
gemeinsamen Wirkens zu
entwickeln und zum Wohle
und zum Heil der Menschen
zu handeln. •

Der Gewalt die rote Karte
zeigen

Wiesbaden. Erfreulich viele
Zuhörer aller Altersstufen
hatten sich für diese Auffor-
derung entschieden. Dafür

Hauptversammlung
des EAK-Landesverbandes
Berlin-Brandenburg
mit Vorstandswahlen

Montag, 29. Mai 1995,19 Uhr
Berliner (Rotes) Rathaus

„Das Spannungsfeld zwischen
Kirche und Politik in Deutschland
nach dem Untergang der DDR"

Gespräch mit einem Vertreter der
Kirchenleitung

Mitglieder und Gäste sind herzlich eingeladen!

Weitere Informationen bei: Stefan Dachsei,
Tel.: 030/281 2002 (p.) oder 030/2894250

wurde ihnen vom Arbeits-
kreis Kirchen etwas besonde-
res geboten: Dr. Maria Böh-
mer, MdB, Vorsitzende des
CDU-Bundesfachausschus-
ses Frauenpolitik, und Eber-
hard Günther, Leiter der Er-
ziehungsberatungsstelle des
Nachbarschaftshauses in
Biebrich, referierten über
„Gewalt auf dem Bildschirm
- Gewalt im Alltag - versagt
die Erziehung?" •

EAK-Kreisverband Kleve:
Schumann bestätigt

Kleve. - „Kirchenasyl - Kon-
kurrenz oder Hilfe für den
Staat?" Unter diesem Leit-
wort stand der Besinnungs-
tag des Evangelischen Ar-
beitskreises. Als Referent re-
ferierte Landeskirchenrat E.J.
Gutheil, Düsseldorf, ein ex-
zellenter Kenner der Materie.
„Wenn Menschen an Leib
und Leben bedroht sind und
keine Möglichkeiten mehr

bestehen, auf juristischem
Wege eine Lösung zu finden,
dann gewähren Gemeinden
als letzten Ausweg, als ultima
ratio, Kirchenasyl", so Gut-
heil. Für die Gemeinden
stünden die Flüchtlinge im
Vordergrund und deren
Schicksal. Einen Konflikt mit
dem Staat oder mit der Poli-
zei müsse es nicht geben. Die
besten Kirchenasyle sind r1'
zu denen es erst gar nit.n.
kommt.

Die sich anschließende leb-
hafte Aussprache stand un-
ter der Leitung des CDU-
Kreisparteivorsitzenden Ro-
nald Pofalla. Er leitete auch
die sich anschließende Vor-
standswahl des EAK-Kreis-
verband Kleve. Ergebnis:
Pfarrer Ernst Otto Schu-
mann, Geldern, wurde als
Vorsitzender einstimmig
wiedergewählt. Zu Stellver-
tretern wurden gewählt:
Dirk Züter, Emmerich, Peter
Hohl, Kevelaer, zu Beisitzern:
Eva Kotz, Kleve, Horst Je-
min, Bedburg-Hau Ui.u
Friedhelm Mühlenhoff, Kai-
kar. •
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EAK-Berichte

Handlungsbedarf gegen
Demokratiedefizit

Oldenburg. - „Deutschland
und Europa - Europa und
Deutschland" war das The-
ma eines Vortrages, mit dem
der Verfassungsrichter Dr.
Hans H. Klein, Professor des
öffentlichen Rechts in Göt-
tingen, vor dem Evangeli-
schen Arbeitskreis der CDU
Oldenburg eine Standortbe-
stimmung des wiederverei-
nigten Deutschland in Euro-

t/ornahm.

Dem verbreiteten Unbeha-
gen über Europa und dem
Gefühl der Skepsis, welches
durch das sicherheitspoliti-
sche Versagen gegenüber
dem Krieg in Bosnien neue
Nahrung erhält, setzte Klein
die Notwendigkeit eines Mit-
einander und Füreinander
entgegen, welches in einem
dynamischen europäischen
Prozeß zum Ausdruck
kommt. „80% der Regelun-
gen des Wirtschaftsrechts
beruhen auf dem Anwender-
Vorrang des europäischen

ihts, 50% der deutschen
Gesetze sind durch Europa
veranlaßt". •

„Der Christ hat
mitzuarbeiten"

Nagold. Auf Einladung des
Evangelischen Arbeitskreises
fand ein Vortrag des Vorsit-
zenden des württembergi-
schen EAK, Uwe Wienholz,
rJ^tt Zu dem Thema „Ist
Wahlen im demokratischen
Staat Christenpflicht?" gab
Uwe Wienholz einen weiten
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und interessanten Rundblick
über das vielschichtige The-
ma des Verhältnisses des
Christen zum Staat. •

Wie soll unser
Kindergarten sein?

Aystetten. „Unser Kinder-
garten - wie soll er sein-"
darüber diskutierten im
Evang. Arbeitskreis der CSU
Augsburg-Land und Stadt in
Aystetten ein Podium mit
dem Landtagsabgeordneten
Max Strehle, der Kindergar-
tenleiterin Ursula Viehl, Ga-
briele Röttger und Elsbeth
Berndorfer-Michl für die
Kindergarteneltern, der neue
Bürgermeister Max Rindle,
Klaus Dieter Apitsch, Dr.
Herbert Günther, Ekkehard
Büscher als Elternbeirat und
50 Hörer. •

„Kirchenasyl"
in der Kritik

Nürnberg. „Kirchenasyl -
Provokation oder Notwen-
digkeit?" Diese kontroverse
Frage diskutierte der Evan-
gelische Arbeitskreis der CSU
Nürnberg-Fürth-Schwabach
in einer vielbeachteten Ver-
anstaltung unter der Leitung
des EAK-Vorsitzenden Ha-
rald Häßler zusammen mit
dem Bayerischen Innenmini-
ster, Dr. Günther Beckstein,
und dem Nürnberger Prode-
kan Gerhard Althaus. Beck-
stein verteidigte während
der teilweise hitzigen Diskus-
sion energisch die Abschie-
bepolitik der Bayerischen
Staatsregierung. Bei keinem
der rund 600 im vergange-
nen Jahr aus Bayern abge-
schobenen Kurden sei es zu
Mißhandlungen nach deren

„Kirchenasyl" - Prodekan Althaus, EAK-Bezirkschef Häßler
und Innenminister Beckstein diskutieren das Problem,
(v.l.n.r.)

Rückkehr in die Türkei ge-
kommen. Eine „christliche
Beistandpflicht" für rechts-
kräftig abgelehnte Asylbe-
werber, lehnte der Minister
erneut ab. Es gehöre zu den
Grundprinzipien des Rechts-
staates, daß die „nach Recht,
Gesetz und Gewissen" ge-
troffenen Entscheidungen
zwar kritisiert werden könn-
ten, dennoch müßten sie
hingenommen werden. •

EAK im Märkisch-
Oderland-Kreis gegründet

Neuenhagen. Professor Wolf-
gang Merbach aus Strausberg
ist der erste Vorsitzende des
neu gegründeten Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU
Märkisch-Oderland.
Als Schriftführerin steht ihm
für das erste Jahr Helga Lam-
pert aus Leuenberg zur Seite.
Anläßlich der Gründungsver-
sammlung des Arbeitskreises
hatte CDU-Kreischef und Bun-
destagsabgeordneter Rainer
Eppelmann die beiden für das
Amt vorgeschlagen. Die sie-
ben Mitglieder, die den Ar-
beitskreis in Neuenhagen
gründeten, stimmten dem
Vorschlag zu. Zur Neuenha-
gener Gründungsversamm-
lung des Kreisverbandes hatte
sich hoher Besuch angesagt.
Bundes-Landwirtschaftsmini-
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ster Jochen Bordiert, der sich
zu einem Informationsbesuch
im Kreis aufgehalten hatte,
nutzte die Gelegenheit, als
Bundesvorsitzender des Ar-
beitskreises an der Versamm-
lungteilzunehmen. •

Sinn und Wesen der Evan-
gelischen Militärseelsorge

Naumburg. Zu einem Ge-
sprächsabend über Sinn und
Wesen der evangelischen
Militärseelsorge trafen sich
am Montag abend Mitglie-
der des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU des
Kreisverbandes Burgenland-
kreis. Das Thema Militär-
seelsorge ist seit einiger Zeit
in Politik, Medien und in den
Kirchen heftig umstritten. Da
die Debatte oft von Vorurtei-
len, Unwissenheit und Emo-
tionen geprägt ist, hatte der
Evangelische Arbeitskreis der
CDU zwei direkt „Betroffe-
ne" zum Gespräch geladen.
Referenten waren der Mi-
litärpfarrer Klaus Bieber aus
Rothenburg/Wümme und
der in Weißenfels wirkende
Soldatenseelsorger Rolf
Steinhäuser. Beide berichte-
ten über ihre Aufgaben, Er-
fahrungen und Möglichkei-
ten bei der Bundeswehr. •

15




